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Bundesgesetz, mit dem das Güterbeförderungsgesetz 1995 geändert wird 

O· NÖ L d . h t"h S'tz 29. Mai 2001 b hl le an esreglerung a In I rer I ung vom .. ............. ................ esc ossen, zum 

Entwurf eines Bundesgesetzes, mit dem das Güterbeförderungsgesetz 1995 geändert 

wird, wie folgt Stellung zu nehmen: 

1. Es sollte überlegt werden, Teile des Ermittlungsverfahrens an die Wirtschaftskammer 

auszulagern bzw. von der Wirtschaftskammer im Zuge der Beratungstätigkeit miter

ledigen zu lassen. 

2. Zu § 7: 

Im Hinblick auf die EU-weite Erwerbsfreiheit .erhebt sich die Frage, ob das Verbot der 

Kabotage (§ 7) noch zeitgemäß ist. 
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3. Zu § 3: 

Au~h die Frage der Beschränkung der Beförderungskonzession auf eine bestimmte 

Anzahl von Fahrzeugen müsste überdacht werden. Der Schutzzweck der Beschrän

kung der Konzession auf eine bestimmte Zahl von Fahrzeugen ist nicht erkennbar, da 

beispielsweise auch keine zahlenmäßige Beschränkung der Kfz, die im Bereich des 

Werkverkehrs eingesetzt werden, besteht. Ebenso ist in anderen Gewerben (wie z.B. 

dem Baumeistergewerbe) der Einsatz von Kraftfahrzeugen von großer Bedeutung, 

ohne dass in diesen Bereichen eine Gewerbeausübungsbeschränkung hinsichtlich der 

Zahl der gewerblichen benutzten Kfz besteht. 

4. Zu § 20: 

Konzessionen für den innerstaatlichen Güterverkehr und für den grenzüberschreiten

den Güterverkehr könnten durch ein und dieselbe Behörde erteilt werden. Es ist kein 

sachlicher Grund erkennbar, warum die verschiedenen Arten der Konzession von ver

schiedenen Behörden erteilt werden. Die Zuständigkeit für sämtliche Verfahren im Be

reich der Güterbeförderung sollte zur Bezirksverwaltungsbehörde verlagert werden. 

5. Zu § 23 und 24: 

Bei den Strafbestimmungen wird ergänzend angeregt, der Höhe des Strafrahmens für 

Geldstrafen entsprechende, Rahmen für die Ersatzfreiheitsstrafen festzusetzen. An

dernfalls könnte im Hinblick auf § 16 Abs. 2 VStG ein auffallendes Missverhältnis zwi

schen Geldstrafe und einer möglichen Ersatzfreiheitsstrafe entstehen. 

Zu den in Schilling ausgedrückten Strafbeträgen des § 23 bzw. den Betrag für die vor

läufige Sicherheit (§ 24) wird eine entsprechende Übergangsbestimmung angeregt, 

wonach diese Beträge ab 1. Jänner 2002 in EURO angegeben werden, wobei auf eine 

entsprechende Rundung und Glättung zu achten wäre. 
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Dem Präsidium des Nationalrates werden u.e. 25 Ausfertigungen dieser Stellungnahme 

übermittelt. 

NÖ Landesregierung 

Dr. P rö 11 

Landeshauptmann 
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1. An das Präsidium des Nationalrates (25-fach)' 

2. an das Präsidium des Bundesrates 

3. an alle vom Lande Niederösterreich entsendeten Mitglieder 

des Bundesrates 

4. an alle Ämter der Landesregierungen 

(zu Handen des Herrn Landesamtsdirektors) 

5. an die Verbindungsstelle der Bundesländer 

6. an das Bundeskanzleramt-Verfassungsdienst 

7. an den landtag von Niederösterreich 

(zu Handen des Herrn Präsidenten) 

zur gefälligen Kenntnisnahme 

Für die Richtigkeit 

NÖ Landesregierung 

Dr. Pröll 

Landeshauptmann 
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